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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 U 161/97
Datum 19.06.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 27 U 71/02
Datum 29.08.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder)
vom 19. Juni 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die im Berufungsverfahren angefallene
Klage gegen den Bescheid vom 24. MÃ¤rz 2005 wird abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu
erstatten. Der KlÃ¤gerin werden 225,00 Euro als Verschuldenskosten auferlegt. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist die Beurteilung einer Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) der
KlÃ¤gerin als Berufskrankheit (BK) und / oder als Folge eines Arbeitsunfalls im Jahre
1958.

Die am 1935 geborene KlÃ¤gerin war als Krankenschwester tÃ¤tig in der Zeit von
1956 bis 30. April 1992 auf wechselnden ArbeitsplÃ¤tzen. Ab 01. Mai 1992 arbeitete
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sie als Altenpflegerin in einem Seniorenzentrum. Ab 01. MÃ¤rz 1995 fÃ¼hrte sie
keine berufliche TÃ¤tigkeiten mehr aus und bezieht seitdem Rente wegen Alters.
WÃ¤hrend der Zeit ihrer BerufstÃ¤tigkeit hat die KlÃ¤gerin schwere Lasten gehoben
und getragen. Allerdings hat sie keine Lasten auf der Schulter getragen.
Insbesondere hat sie Patienten, Matratzen, Milch- und Kaffeekannen,
WÃ¤schesÃ¤cke getragen, Patienten umgelagert.

In ihrer Ã¤rztlichen Anzeige Ã¼ber eine BK zeigte die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin Dr. H im November 1994 bei der Beklagten einen vorzeitigen
VerschleiÃ� der HalswirbelsÃ¤ule (HWS) und der LWS an.

Die Beklagte ermittelte daraufhin und lehnte durch Bescheid vom 25. Januar 1996
die Anerkennung einer Erkrankung der WirbelsÃ¤ule der KlÃ¤gerin im Sinne der
Nrn. 2108/2109 der Anlage 01 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BeKV) ab. Eine
feststellte Fehlstatik der LWS mit funktionellen EinschrÃ¤nkungen und degenerative
VerÃ¤nderungen auch der HWS und eine beginnende Coxarthrose und Arthrose in
der Schulter lÃ¤gen bei der KlÃ¤gerin vor. Die festgestellten VerÃ¤nderungen an
der WirbelsÃ¤ule seien nicht mit der erforderlichen Wahrscheinlichkeit auf die
berufliche TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin als Krankenpflegerin zurÃ¼ckzufÃ¼hren. An der
WirbelsÃ¤ule lÃ¤gen degenerative VerÃ¤nderungen vor, die fÃ¼r eine
schicksalsmÃ¤Ã�ige Entstehung und nicht fÃ¼r eine berufsbedingte mechanische
Ã�berbelastung sprÃ¤chen. Den dagegen eingelegten Widerspruch der KlÃ¤gerin
hat die Beklagte durch Widerspruchsbescheid vom 18. Dezember 1997
zurÃ¼ckgewiesen. Insbesondere hatte sie zur BegrÃ¼ndung auf ein Gutachten von
Prof. Dr. W und Dr. S Bezug genommen. Diese hatten am 30. September 1996 ein
Gutachten erstattet nach ambulanter Untersuchung der KlÃ¤gerin vom 05.
September 1996 unter Einbeziehung eines Zusatzgutachtens auf radiologischem
Fachgebiet, das Frau Dr. M am 19 September 1996 erstattet hatte. Die Gutachter
legten eine Exposition der KlÃ¤gerin im Sinne der BK 2108 Ã¼ber mehr als 10 Jahre
ihrer Beurteilung zugrunde. Nach ihrer Beurteilung liegt bei der KlÃ¤gerin eine
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS, fortgeschrittene degenerative
VerÃ¤nderungen der HWS mit VerschmÃ¤lerung des Zwischenwirbelraumes sowie
eine Fehlstatik der LWS im Sinne einer anlagebedingten Torsionsskoliose vor. Ein
von der KlÃ¤gerin angeschuldigtes Ereignis beim Drehen eines Patienten wÃ¤hrend
ihrer Arbeit im Jahre 1958, das sie verantwortlich mache fÃ¼r ihr LWS-
Beschwerden, sei als Gelegenheitsursache zu werten. Der VerschleiÃ� des
WirbelsÃ¤ulensegmentes LWK 2/LWK 3 sei eher als skoliosetypisch anzusehen, da
dort kein direkter aszendierender Befall der LWS-Segmente zu erkennen sei. Auch
die VerschleiÃ�erscheinungen im Bereich der HWS seien nicht belastungskonform.
Aufgrund des multilokulÃ¤ren Befalles verschiedener WirbelsÃ¤ulensegmente sei
von einer schicksalsmÃ¤Ã�igen Entstehung auszugehen.

Mit der am 24. Dezember 1997 beim Sozialgericht (SG) Frankfurt (Oder)
eingegangenen Klage hat die KlÃ¤gerin ihren Anspruch auf eine Verletztenrente
fÃ¼r die Erkrankung ihrer WirbelsÃ¤ule weiter verfolgt. Insbesondere wurde
vorgetragen, die KlÃ¤gerin leide unter einer bandscheibenbedingten Erkrankung
der LWS, eine zusÃ¤tzliche Anerkennung einer bandscheibenbedingten Erkrankung
der HWS gemÃ¤Ã� Nr. 2109 der Anlage 1 BKV sei niemals beantragt worden. Aus
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den Erfahrungen der letzten vier Jahre nach Aufnahme der bandscheibenbedingten
Erkrankung der WirbelsÃ¤ule in die BeKV werde deutlich, dass nicht nur
unterschiedliche ExpositionsverhÃ¤ltnisse, sondern auch unterschiedliche
Beurteilungskriterien der UnfallversicherungstrÃ¤ger Einfluss auf die Anerkennung
als BK hÃ¤tten. Fehlende Standardisierung erÃ¶ffne der Beklagten zu viele
MÃ¶glichkeiten der Leistungsverweigerung und erschwere die Ã�berprÃ¼fbarkeit
der Entscheidung. Insbesondere habe die Beklagte nicht berÃ¼cksichtigt, dass die
KlÃ¤gerin wÃ¤hrend der gesamten BerufstÃ¤tigkeit von 40 Jahren das Vielfache der
Lastgewichte bewÃ¤ltigt habe, die beispielsweise im Merkblatt fÃ¼r die BeKV
aufgestellt worden seien. Zur sinnvollen DurchfÃ¼hrung der Begutachtung
mÃ¼ssten Gutachter Ã¼ber arbeitsmedizinische Kenntnisse verfÃ¼gen, eine
erneute Beurteilung eines entsprechend ausbildeten Gutachters sei erforderlich.
Insbesondere sei auch der Beklagten bekannt, dass eine anlagebedingte
Minderbelastung nicht mit einem Vorschaden verwechselt werden dÃ¼rfe. Die
Bewertung eines Krankheitsbildes als Vorschaden setze voraus, dass eine
bandscheibenbedingte Erkrankung unabhÃ¤ngig von der Belastung durch die
versicherte TÃ¤tigkeit vor Eintritt des Versicherungsfalls bewiesen werden kÃ¶nne.
Solche BeweisfÃ¼hrung sei hier nicht erfolgt. Eine Skoliose als Erkrankung und
disponierender Risikofaktor hÃ¤tte bei Einstellungs- und Vorsorgeuntersuchungen,
denen sich die KlÃ¤gerin unterzogen hatte, erkannt werden mÃ¼ssen. Dies sei
jedoch nicht der Fall gewesen. Eine ausgeprÃ¤gte Skoliose liege bei der KlÃ¤gerin
nicht vor. Bei dem beruflichen Verhebetrauma von 1958 handele es sich nicht um
eine Gelegenheitsursache. Sie habe unter Mithilfe einer zweiten Person einen 150
kg schweren Patienten vom Operationstisch auf eine in der NÃ¤he stehende Trage
heben mÃ¼ssen unter Beugung, Ã�berstreckung und Drehung der LWS. Dabei
hÃ¤tten sofort starke Schmerzen eingesetzt. Das dabei eingetretene lumbale
Bandscheibensyndrom habe sich bei der starken beruflichen Belastung der
WirbelsÃ¤ule verschlimmert. Die zusÃ¤tzlich an der HWS diagnostizierten
degenerativen VerÃ¤nderungen korrellierten mit der Schwere der beruflichen
TÃ¤tigkeit.

Die KlÃ¤gerin hat erstinstanzlich beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 25. Januar 1996 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18. Dezember 1997 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin wegen der bandscheibenbedingten Erkrankung ihrer
LendenwirbelsÃ¤ule eine Verletztenrente zu bewilligen.

Der BevollmÃ¤chtigte der Beklagten hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verteidigte ihre Entscheidungen.

Das SG hat auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ein
fachorthopÃ¤disches Gutachten eingeholt, das der Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die OMR
Dr. H aufgrund ambulanter Untersuchung der KlÃ¤gerin vom 26. Januar 2001 im
Februar 2002 erstattete. Er gelangte zu der Beurteilung, bei der KlÃ¤gerin lÃ¤ge
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eine seitliche WirbelsÃ¤ulenverbiegung vor allem der LWS mit Verwringung der
WirbelkÃ¶rper, WirbelkÃ¶rperverformung (Torsionsskoliose) und sekundÃ¤ren
Degenerationen an Bandscheiben, Grund- und Deckplatten sowie WirbelkÃ¶rpern,
eine s-fÃ¶rmige Schwingung der BWS, ausgeprÃ¤gte BandscheibenzermÃ¼rbungen
in den Segmenten der HWS mit Degenerationen an den Grund- und Deckplatten
sowie WirbelkÃ¶rpern vor. Die Aufnahmen bildgebender Diagnostik belegten, dass
Lokalisationen und AusprÃ¤gungen der degenerativen VerÃ¤nderungen
insbesondere auch an den Bandscheiben der Fehlstatik der LWS infolge der
Torsionsskoliose und der Schiefstellung des Kreuzbeinplateaus eindeutig folgten.
Die Skoliose der LWS und die Schiefstellung des Kreuzbeinplateaus mit einer
BeinverkÃ¼rzung rechts von 1,5 cm sei eine anlagebedingte Fehlbildung seit
Kindheit an. Degenerationen an der unteren HWS gÃ¤ben einen Hinweis auf die
individuellen Alterungsprozesse an der WirbelsÃ¤ule.

Soweit die KlÃ¤gerin das Umlagern eines Patienten im Jahre 1958 als Ursache ihrer
Erkrankung anschuldigt, fÃ¼hrt der Gutachter aus, dass der Hebeakt kein
geeignetes Unfallereignis sei.

Die formal anzuerkennende berufliche Belastung sei als eine wesentliche
Teilursache der bandscheibenbedingten VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule mit
Wahrscheinlichkeit nicht anzusehen. Eine Verschlimmerung der
bandscheibenbedingten VerÃ¤nderungen der WirbelsÃ¤ule durch die berufliche
Belastung kÃ¶nne ebenfalls nicht belegt werden.

Mit dem am 19. Juni 2002 verkÃ¼ndeten Urteil hat das SG die Klage abgewiesen.
Zur BegrÃ¼ndung wurde insbesondere ausgefÃ¼hrt, bei begrÃ¼ndeten Zweifeln
daran, dass die arbeitstechnischen Voraussetzungen der BK erfÃ¼llt seien,
kÃ¶nnten diese dahinstehen, es fehle an der ErfÃ¼llung der medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r diese BK. Insbesondere das an der WirbelsÃ¤ule der
KlÃ¤gerin vorhandene Schadensbild spreche gegen den ursÃ¤chlichen
Zusammenhang zwischen der beruflichen Belastung und der Erkrankung der LWS.
Ort und Ausgang der VerschleiÃ�erscheinungen seien nicht von der
wirbelsÃ¤ulenbelastenden TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin geprÃ¤gt worden. Vielmehr
belegten die Befunde bildgebender Diagnostik, dass Lokalisationen und
AusprÃ¤gungen der degenerativen VerÃ¤nderungen der Fehlstatik der LWS infolge
der Torsionsskoliose und der Schiefstellung des Kreuzbeinplateaus eindeutig
folgten. in Es spreche gegen eine berufliche Verursachung der LWS-Erkrankung die
Tatsache, dass nach dem Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r Radiologie Dr. M, auf das auch
Dr. H Bezug nehme, die BandscheibenverÃ¤nderungen nicht Ã¼ber das AltersmaÃ�
hinausgegangen seien. Dies sei jedoch ein entscheidendes Kriterium gegen eine
berufliche Verursachung der LWS-Erkrankung. Auch das gleichzeitige
Vorhandensein einer degenerativen Erkrankung an der HWS, die nicht einer
ausreichenden Exposition im Sinne einer BK nach Nr. 2109 der Anlage zur BeKV
unterlegen habe, spreche gegen die Wahrscheinlichkeit des ursÃ¤chlichen
Zusammenhangs zwischen beruflicher Belastung und LWS-Erkrankung.

Gegen das dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin am 21. November 2002
zugestellte Urteil richtet sich die am 29. November 2002 beim Landessozialgericht
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(LSG) fÃ¼r das Land Brandenburg eingegangene Berufung der KlÃ¤gerin.
Insbesondere wird vorgetragen, es entstehe der Eindruck, dass die von der
Gegenseite aufgefÃ¼hrten Gutachter GefÃ¤lligkeitsgutachten erstellt hÃ¤tten.
Insbesondere auch das Gutachten von Dr. H sei zu kritisieren, es habe sich nicht auf
dem aktuellen wissenschaftlichen Stand befunden. Hierzu habe die KlÃ¤gerin
erstinstanzlich umfangreich aus Fachliteratur vorgetragen.

Zudem sei im Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften inzwischen
vereinbart worden, dass im BK-Verfahren 2108 eine Skoliose als rechtlich relevante
Verursachungskomponente erst bei Ã�berschreiten eines Skoliosewinkels von 40
Grad vorliege. Diese Vereinbarung habe Prof. Dr. R auf einer Ã¤rztlichen
Fortbildungsveranstaltung im Oktober 2002 mitgeteilt. Prof. Dr. R sei ein
anerkannter Experte in der OrthopÃ¤dischen Begutachtung. Insbesondere sei auch
der radiologische Befund von Frau Dr. M unvollstÃ¤ndig zugunsten der Beklagten
aufgefÃ¼hrt. Auch schlieÃ�e das Vorliegen frÃ¼hzeitiger degenerativer
VerÃ¤nderungen an der HWS das Vorliegen einer BK 2108 nicht aus. Hierzu habe
die KlÃ¤gerin bereits erstinstanzlich wissenschaftlich fundiert vorgetragen. An der
HWS lÃ¤gen bei der KlÃ¤gerin qualitativ und quantitativ geringer ausgeprÃ¤gte
degenerativen VerÃ¤nderungen vor als an der LWS. Insbesondere die im
Kernspintomogramm vom 24. April 1999 nachgewiesenen bandscheibenbedingten
VerÃ¤nderungen an der gesamten LWS hÃ¤tten ein belastungskonformes
Verteilungsmuster und Ã¼berschritten wesentlich die alterstypische Norm. Auch
spreche das Fehlen degenerativer VerÃ¤nderungen und jeglicher Symptomatik im
Bereich der BWS gegen einen schicksalsmÃ¤Ã�igen Prozess.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt (Oder) vom 19. Juni 2002 und den Bescheid
der Beklagten vom 25. Januar 1996 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
Dezember 1997 sowie den Bescheid vom 24. MÃ¤rz 2005 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin eine Rente aus der gesetzlichen
Unfallversicherung zu gewÃ¤hren.

Der BevollmÃ¤chtigte der Beklagten beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen

und die im Berufungsverfahren angefallene Klage gegen den Bescheid

vom 24. MÃ¤rz 2005 abzuweisen.

Die Beklagte verteidigt die angefochtenen Entscheidungen.

Im Berufungsverfahren wurden medizinische Unterlagen eingeholt aus dem
Gesundheitsamt Beeskow. Auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG erstattete der
Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und gestellten Rheumatologie Prof. Dr. R im MÃ¤rz 2004
ein Gutachten aufgrund ambulanter Untersuchung vom 23. Februar 2004. Er
gelangte zu der Beurteilung, dass eine bandscheibenbedingte Erkrankung bei der
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KlÃ¤gerin nicht vorliege, auch nicht eine solche durch berufliche Belastung.
VerÃ¤nderungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule seien aus innerer Ursache heraus
entstanden.

Nach Eingang des Gutachtens bei der KlÃ¤gerin und einer ausfÃ¼hrlichen
Auseinandersetzung mit diesem Gutachten beantragte sie, Herrn Prof. Dr. R zu von
ihr konkret gestellten Fragen zu hÃ¶ren. Mit dem Gutachten vom 26. November
2004 beantwortete der Gutachter diese Fragen. Insbesondere verwies er darauf,
dass sich eine andere Beurteilung als die erfolgte auch dann nicht ergebe, sofern
fÃ¼r die gesamte Zeit des Berufslebens der KlÃ¤gerin eine Exposition im Sinne der
BK 2108 nachweisbar wÃ¤re. Des Weiteren fÃ¼hrte er unter anderem aus, das
Schadensbild der BK 2108 bis 2110 entspreche den Volkskrankheiten durch
chronisch-degenerative VerÃ¤nderungen der Bandscheiben. Es gebe kein hiervon
eindeutig abgrenzbares belastungstypisches, sondern nur ein belastungskonformes
WirbelsÃ¤ulenschadensbild der BK. Das belastungskonforme Schadensbild werde
beschrieben durch den Vergleich der VerÃ¤nderungen zwischen BeschÃ¤ftigten mit
hoher WirbelsÃ¤ulenbelastung und der NormalbevÃ¶lkerung hinsichtlich der
Kriterien

â�� Lebensalter beim Auftreten der SchÃ¤digung,

â�� AusprÃ¤gungsgrad ab einem bestimmten Alter,

â�� Lokalisationsunterschiede zwischen biomechanisch hoch und mÃ¤Ã�ig
belasteten

WirbelsÃ¤ulenabschnitten der gleichen Person,

â�� Entwicklung einer Begleitspondylose.

Im Fall der KlÃ¤gerin seien diese genannten Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt.

Auch sei nicht nachvollziehbar belegt die Behauptung der KlÃ¤gerin, bei ihr liege
eine langjÃ¤hrig bekannte und behandelte schwere bandscheibenbedingte
Erkrankung der LWS mit chronisch, allseitig schmerzhaften
BewegungseinschrÃ¤nkungen, rechtsbetont wiederkehrenden
Nervenwurzelreizerscheinungen und Kompressionszeichen. Die BeeintrÃ¤chtigung
der KlÃ¤gerin im Beruf ergebe sich vor allem aus der Mehrfachseitausbiegung der
WirbelsÃ¤ule, die in der Zwischenzeit zur BandscheibenzermÃ¼rbung durch
Verwringung im KrÃ¼mmungsscheitelbereich gefÃ¼hrt habe.

Nach Eingang dieses Gutachtens hat die KlÃ¤gerin schriftsÃ¤tzlich im Einzelnen
hierzu vorgetragen und hat Zweifel an der Begutachtung zum Ausdruck gebracht.
Die vom SachverstÃ¤ndigen angefÃ¼hrten medizinischen GrÃ¼nde zur Ablehnung
einer BK 2108 seien widersprÃ¼chlich und daher nicht verwertbar. Insbesondere
stÃ¼nden seine aktuellen AusfÃ¼hrungen im Widerspruch zu seinem im Jahr 2004
herausgegebenen Fachbuch "Begutachtung der Haltungs- und Bewegungsorgane".
Auch entspreche die Forderung des SachverstÃ¤ndigen nach einem
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belastungskonformen Schadensbild nicht dem Willen des Gesetzgebers.
Typischerweise sei bei ihr eine der Altersnorm vorauseilende fortschreitende
BandscheibenschÃ¤digung dokumentiert. Da keine konkreten Anhaltspunkte fÃ¼r
eine berufsfremde Verursachung festgestellt seien, erfÃ¼lle die KlÃ¤gerin die
Voraussetzungen fÃ¼r eine gesetzliche Vermutung gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 3 SGB VII.

Zwar sei Streitgegenstand die geltend gemachte BK, jedoch kÃ¶nne das
Verhebetrauma aus dem Jahre 1958 nicht auÃ�er Betracht bleibe. Erst durch dieses
zeige sich die heutige Situation.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 24. MÃ¤rz 2005 ausdrÃ¼cklich erklÃ¤rt, dass
GesundheitsstÃ¶rungen der KlÃ¤gerin auch nicht als Arbeitsunfall anzuerkennen
seien.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten im Ã¼brigen wird Bezug genommen auf den Inhalt der vorliegenden
Gerichts- und Verwaltungsakten der Beklagten, die vorgelegen haben und
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige und im Ã�brigen statthafte Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Die
angefochtenen Bescheide der Beklagten sind rechtmÃ¤Ã�ig, so dass mit dem
angefochtenen Urteil die Klage zutreffend abgewiesen worden ist. Auch der
Bescheid der Beklagten vom 24. MÃ¤rz 2005, der nach Auffassung des Senats in
dem Schriftsatz der Beklagten vom 24.MÃ¤rz zu sehen und in entsprechender
Anwendung des Â§ 96 SGG iVm Â§ 153 SGG Gegenstand des Berufungsverfahrens
geworden ist, ist rechtmÃ¤Ã�ig. Daher war auch die insoweit im Berufungsverfahren
angefallene Klage abzuweisen. Die geltend gemachten GesundheitsstÃ¶rungen sind
auch nicht Folge eines Arbeitsunfalls.

Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf eine Rente aus der gesetzlichen
Unfallversicherung, we- der unter dem Gesichtspunkt der EntschÃ¤digung einer BK
noch unter dem der EntschÃ¤digung von Folgen eines Arbeitsunfalls.

Der Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung
setzt voraus, dass infolge eines Arbeitsunfalls die ErwerbsfÃ¤higkeit des Verletzten
um wenigstens ein FÃ¼nftel gemindert ist, wobei als Arbeitsunfall auch eine BK gilt,
Â§ 581 Abs. 1 Nr. 2 RVO, 551 Abs. 1 Satz 1 RVO.

Die Beurteilung der LWS-Erkrankung der KlÃ¤gerin als BK und als Arbeitsunfall
richtet sich noch nach den vor In-Kraft-Treten des SGB VII geltenden Vorschriften,
da eine im Jahr 1995 (Aufgabe der als belastend angeschuldigten TÃ¤tigkeit) als
auch einem im Jahr 1958 (Eintritt des behaupteten Arbeitsunfalls) und somit vor In-
Kraft-Treten des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) am 01. Januar 1997
eingetretene VersicherungsfÃ¤lle geltend gemacht werden, Â§Â§ 212 , 214 SGB VII 
Art. 36 des Unfallversicherungseinordnungsgesetzes.
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BKen sind die Krankheiten, welche die Bundesregierung durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrats bezeichnet und die ein Versicherter bei einer der in
Â§Â§ 539, 540 und 543 bis 545 genannten TÃ¤tigkeiten erleidet, Â§ 551 Abs. 1 Satz
2 RVO. Eine solche Bezeichnung nimmt die BeKV mit den so genannten
Listenkrankheiten vor. Hierzu gehÃ¶ren bandscheibenbedingte Erkrankungen der
LWS durch langjÃ¤hriges Heben oder Tragen schwerer Lasten oder durch
langjÃ¤hrige TÃ¤tigkeit in extremer Rumpfbeugehaltung, die zur Unterlassung aller
TÃ¤tigkeiten gezwungen haben, die fÃ¼r die Entstehung, die Verschlimmerung
oder das Wiederaufleben der Krankheit ursÃ¤chlich waren oder sein kÃ¶nnen, Nr.
2108 der BeKV. FÃ¼r die Anerkennung und EntschÃ¤digung einer Erkrankung als
BK nach Nr. 2108 der Anlage 1 zur BeKV mÃ¼ssen als Voraussetzungen insgesamt
vorliegen:

Â· bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS,

Â· diese muss durch langjÃ¤hriges berufsbedingtes Heben oder Tragen schwerer
Lasten oder durch langjÃ¤hrige berufsbedingte TÃ¤tigkeiten in extremer
Rumpfbeugehaltung ("arbeitstechnische Voraussetzungen") entstanden sein,

Â· die Erkrankung muss den Zwang zur Unterlassung aller gefÃ¤hrdenden
TÃ¤tigkeiten herbeigefÃ¼hrt haben, und als Konsequenz aus diesem Zwang muss
die Aufgabe dieser TÃ¤tigkeiten tatsÃ¤chlich erfolgt sein (Urteil des
Bundessozialgerichts (BSG) B 2 U 16/00 R in Breithaupt 2001, 791 ff.).

Der Versicherungsfall einer BK ist erst dann eingetreten, wenn alle
Tatbestandsmerkmale erfÃ¼llt sind (BSG, SozR 2200 Â§ 551 Nr. 35).

FÃ¼r das Vorliegen des Tatbestandes der BK ist ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang
zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der schÃ¤digenden Einwirkung einerseits
(haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) und zwischen der schÃ¤digenden Einwirkung
der Erkrankung andererseits (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) erforderlich.

Dabei mÃ¼ssen die Krankheit, die versicherte TÃ¤tigkeit und die durch sie
bedingten schÃ¤digenden Einwirkungen einschlieÃ�lich deren Art und AusmaÃ� im
Sinne des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
nachgewiesen werden. FÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang als Voraussetzung
der EntschÃ¤digungspflicht, der nach der auch sonst im Sozialrecht geltenden Lehre
von der wesentlichen Bedingung zu bestimmen ist, reicht grundsÃ¤tzlich die
hinreichende Wahrscheinlichkeit â�� nicht allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit â��
aus (BSG a.a.O.).

Im vorliegenden Fall kann dahinstehen, ob die streitgegenstÃ¤ndliche TÃ¤tigkeit
der KlÃ¤gerin als eine solche im Sinne der BK 2108 zu beurteilen ist und ob diese
geeignet war, eine bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS zu verursachen.
Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens lÃ¤sst sich zur Ã�berzeugung des
Gerichts die LWS- Erkrankung der KlÃ¤gerin nicht als BK beurteilen, selbst wenn
eine entsprechende Exposition sicher feststÃ¼nde.
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Aus keinem der vorliegenden Gutachten ergibt sich eine entsprechende
Beurteilung. In jedem der eingeholten Gutachten wurde die Bewertung als BK
abgelehnt. Dem Senat fehlt damit bereits eine sachverstÃ¤ndige medizinische
Beurteilung, auf die er eine im Sinne der KlÃ¤gerin gÃ¼nstige Beurteilung stÃ¼tzen
kÃ¶nnte. Anlass zur weiteren medizinischen Beweiserhebung besteht nicht, es
liegen ausreichende Beurteilungen auch eines bundesweit anerkannten Experten
zur Beurteilung der streitgegenstÃ¤ndlichen Erkrankung vor.

Der Senat hat bereits Zweifel daran, dass bei der KlÃ¤gerin eine
bandscheibenbedingte Erkrankung im Sinne der BK 2108 zweifelsfrei feststellbar ist.
Prof. Dr. R hat in seinem Gutachten ernsthafte Zweifel daran geweckt, dass eine
solche Erkrankung bei der KlÃ¤gerin vorliegt. Nach seiner Beurteilung liegt eine
bandscheibenbedingte Erkrankung der LWS im Sinne der hier zu prÃ¼fenden Norm
nicht vor.

Die Gutachter sind sich insoweit einig, als nach dem radiologischen Befund im
Bereich der LWS und ihrer Bandscheiben degenerative VerÃ¤nderungen
nachweisbar sind, allerdings lÃ¤sst sich nicht zweifelsfrei feststellen, dass diese
bandscheibenbedingt sind und dass eine entsprechende chronische
SchmerzausprÃ¤gung mit FunktionsstÃ¶rungen bestehen, die diesen
VerÃ¤nderungen entsprechen. Prof. D. R, der die KlÃ¤gerin zuletzt untersucht hat,
hat insbesondere keine Hinweise fÃ¼r eine Reizung der von der LWS ausgehenden
Nervenwurzeln gefunden â�� weder in Form von GefÃ¼hlsstÃ¶rungen noch in Form
von motorischen SchwÃ¤chen im Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten.

Der Senat erachtet in Ã�bereinstimmung mit Prof. Dr. R das Vorhandensein
rÃ¶ntgenologischer VerÃ¤nderungen der LWS fÃ¼r nicht ausreichend, um das
Vorliegen einer bandscheibenbedingten Erkrankung im Sinne der Nr. 2108 der
Anlage 1 zur BekV zu bejahen. Vielmehr mÃ¼ssen entsprechende klinische Kriterien
des Wirkungsgrades morphologischer SchÃ¤den bezÃ¼glich der Funktionen der
betreffenden Bewegungssegmente sowie topographisch zuzuordnender
Nervenwurzeln und eine damit zu erklÃ¤rende SchmerzausprÃ¤gung nachweisbar
sein. Diese Auffassung entspricht dem gegenwÃ¤rtigen Stand in der medizinischen
Wissenschaft, soweit sie zu dieser BK einen Konsens gefunden hat. Auch in der
Rechtsprechung wird vertreten, dass chronisch rezidivierende Beschwerden und
FunktionsstÃ¶rungen hinzukommen mÃ¼ssten, es mÃ¼sse ein durch die
degenerativen VerÃ¤nderungen verursachtes lokales Lumbalsyndrom,
Ischiassyndrom oder Kaudasyndrom vorliegen (vgl. auch Hessisches LSG, L 3 U
1031/92 in HVBG-Info 1994, 489, 495).

Aus den Untersuchungsergebnissen von Dr. H und Prof. Dr. W folgt kein insoweit
positiver Befund. Zuletzt hat Prof. Dr. R Ã¼berzeugend in seinem Gutachten darauf
hingewiesen, dass klinische Kriterien des Wirkungsgrades morphologischer
SchÃ¤den auf Funktionen der betroffenen Bewegungssegmente sowie topografisch
zuzuordnende Nervenwurzeln und damit zu erklÃ¤rende SchmerzausprÃ¤gung nicht
nachweisbar seien.

Des Weiteren ist die VerÃ¤nderung der Bandscheiben der KlÃ¤gerin im Bereich der
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LWS nicht bedingt durch eine Erkrankung der Bandscheibe, sondern durch eine
Mehrfachseitausbiegung der WirbelsÃ¤ule. Diese hat zur
BandscheibenzermÃ¼rbung gefÃ¼hrt. Auch dies hat Prof. Dr. R Ã¼berzeugend
dargelegt.

Die KlÃ¤gerin selbst hat mit Schriftsatz vom 08. Januar 2003 vortragen lassen, Prof.
Dr. R sei ein anerkannter Experte in der orthopÃ¤dischen Begutachtung und hat ihn
selbst als Gutachter benannt. Der Senat sieht diese Auffassung in den vorliegenden
Gutachhten bestÃ¤tigt und folgt ihm insbesondere auch in den von ihm genannten
Kriterien fÃ¼r eine bandscheibenbedingte Erkrankung im Sinne des BK-Rechts.

Dessen ungeachtet lÃ¤sst sich ebenfalls nach keinem der vorliegenden Gutachten
ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der
schÃ¤digenden Einwirkung einerseits und zwischen der schÃ¤digenden Einwirkung
und der Erkrankung andererseits feststellen. Selbst wenn die arbeitstechnischen
Voraussetzungen der BK erfÃ¼llt wÃ¤ren und eine bandscheibenbedingte
Erkrankung im Sinne der Norm zweifelsfrei nachweisbar wÃ¤re, kÃ¶nnte nicht schon
auf das Vorliegen eines ursÃ¤chlichen Zusammenhanges eines LWS-Schadens mit
schÃ¤digenden Einwirkungen bei versicherter TÃ¤tigkeit im Wege eines
Anscheinsbeweises geschlossen werden (BSG, Urteil vom 18. November 1997 â�� 2
RU 48/96 in HVBG-Info 1998, 1178 ff.). Eine individuelle KausalitÃ¤tsprÃ¼fung ist
unerlÃ¤sslich. Diese ergibt im vorliegenden Fall, dass ein ursÃ¤chlicher
Zusammenhang hier nicht wahrscheinlich ist.

Nach der im Unfallversicherungsrecht geltenden maÃ�geblichen Kausallehre von
der wesentlichen Bedingung, die im Recht der BKen nach der Rechtsprechung des
BSG ebenfalls gilt, ist eine Bedingung als (mit)ursÃ¤chlich anzusehen, wenn sie im
VerhÃ¤ltnis zu anderen Einzelbedingungen wegen ihrer besonderen Beziehung zum
Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich beigetragen hat (stÃ¤ndige Rechtsprechung des
BSG, BSGE 1, 76 ff.). Der Begriff der rechtlich wesentlichen Bedingung ist ein
Wertbegriff. Die Frage, ob eine Bedingung fÃ¼r den Erfolg wesentlich ist, beurteilt
sich nach dem Wert, den ihr die Auffassung des tÃ¤glichen Lebens gibt (BSGE 12,
242, 245). Zu dem ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen schÃ¤digender
Einwirkung und Erkrankung ist eine hinreichende Wahrscheinlichkeit ausreichend,
die bloÃ�e MÃ¶glichkeit hingegen reicht nicht. Eine MÃ¶glichkeit verdichtet sich
dann zur Wahrscheinlichkeit, wenn nach der geltenden Ã¤rztlich-wissenschaftlichen
Lehrmeinung mehr fÃ¼r als gegen einen Zusammenhang spricht und ernsthafte
Zweifel hinsichtlich einer anderen Verursachung ausscheiden (BSG in HVBG-Info bei
1998 S. 103, 107).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben lieÃ�e sich auch im Fall nachgewiesener
arbeitstechnischer Voraussetzungen und Annahme einer bandscheibenbedingten
Erkrankung im Sinne der Norm eine Exposition der KlÃ¤gerin nicht als rechtlich
wesentliche Ursache mit hinreichender Wahrscheinlichkeit feststellen. In dieser
Beurteilung waren sich sÃ¤mtliche Gutachter, die im vorliegenden Verfahren tÃ¤tig
geworden sind, einig. Ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen einer beruflichen
Exposition der KlÃ¤gerin im Sinne der BK 2108 und ihren LWS-Beschwerden lÃ¤sst
sich schon deshalb nicht hinreichend wahrscheinlich machen, weil keine UmstÃ¤nde
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sicher feststellbar sind, die auf eine berufliche Verursachung so stark deuten, dass
hierauf ihre Entscheidung gestÃ¼tzt werden kÃ¶nnte.

Nach dem umfassenden Ergebnis der medizinischen Ermittlungen vermag der Senat
bereits nicht zweifelsfrei festzustellen, dass die bildtechnisch und klinisch
nachweisbaren BandscheibenverÃ¤nderungen und deren Folgen das
altersdurchschnittlich zu erwartende AusmaÃ� deutlich Ã¼bersteigen.

Die Ã�rztin fÃ¼r Radiologie Dr. M hat in ihrem Gutachten die Beurteilung
abgegeben, die BandscheibenverÃ¤nderungen und die degenerativen
KnochenverÃ¤nderungen gingen nicht Ã¼ber das AltersmaÃ� hinaus. Der Senat
folgt ihrer Beurteilung und verwertet das Gutachten im Wege des Urkundsbeweises.

Die anderen Gutachten stehen dieser Beurteilung nicht entgegen. Soweit dem
Gutachten von Dr. H eine Beuteilung im Sinne einer altersÃ¼berschreitenden LWS-
Erkrankung zu entnehmen ist, hat er diese nicht mit dem radiologischen Befund
begrÃ¼ndet.

Dem erkennenden Senat ist unter BerÃ¼cksichtigung der multifaktoriellen
Ã�tiologie der LWS-Erkrankungen unverzichtbare Voraussetzung, dass die
bildtechnisch und klinisch nachweisbaren BandscheibenverÃ¤nderungen und deren
Folgen das altersdurchschnittlich zu erwartende AusmaÃ� deutlich Ã¼bersteigen.
Als BKen kÃ¶nnen nur Erkrankungen erfasst werden, die mit gegenÃ¼ber dem
Lebensalters deutlich vorauseilenden degenerativen VerÃ¤nderungen verbunden
sind (Becker, die aktuelle Rechtsprechung zu den WirbelsÃ¤ulenberufskrankheiten
in SGb 2000, S. 416). Unter den auÃ�erberuflichen Risikofaktoren fÃ¼r einen
degenerativen WirbelsÃ¤ulenbefund ist vorrangig das Alter zu berÃ¼cksichtigen,
wobei das Heben und Tragen schwerer Lasten mit Arbeiten in extremer
Rumpfbeugehaltung zu einer so genannten Linksverschiebung der altersbezogenen
Verteilung der BefundhÃ¤ufigkeiten gegenÃ¼ber der Kontrollgruppe fÃ¼hrt, also zu
einer erheblichen Vorverlagerung (ca. 10 Jahre fÃ¼r Bandscheibendegeneration) in
die jÃ¼ngeren Altersgruppen (vgl. auch BegrÃ¼ndung der Bundesregierung zur
Ã�nderung der BeKV, Drucksache 773/92). Insoweit hat auch Prof. Dr. R in seinem
Gutachten vom 26. November 2004 darauf hingewiesen, dass das Schadensbild der
BK 2108 den Volkskrankheiten durch chronisch degenerative VerÃ¤nderungen der
Bandscheiben entspreche. Auch diesbezÃ¼glich hat Prof. Dr. R sich in
Ã�bereinstimmung mit der medizinischen Literatur dahingehend geÃ¤uÃ�ert, dass
es kein von den chronisch degenerativen VerÃ¤nderungen im Rahmen der
Volkskrankheit eindeutig abgrenzbares belastungstypisches, sondern nur ein
belastungskonformes WirbelsÃ¤ulen-Schadensbild der BK, einen AusprÃ¤gungsgrad
in einem bestimmten Alter gebe. Eben dieses ist bei der KlÃ¤gerin nicht
nachweisbar. Hingegen ist ein von beruflicher Belastung unabhÃ¤ngiges
Krankheitsbild feststellbar.

Dies folgt aus sÃ¤mtlichen Gutachten. Prof. Dr. R hat insbesondere auch
ausgefÃ¼hrt, dass

sich die degenerativen VerÃ¤nderungen sowohl im Bereich der HWS als auch im
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Bereich der LWS der KlÃ¤gerin in ihrer Entwicklung dem natÃ¼rlichen Verlauf der
Erkrankung entsprechend fortentwickelt haben, wie sich aus den schriftlich
niedergelegten Befunden mit den RÃ¶ntgenbefunden von 1993 und 2004 ergibt.

Auch unter dem von der KlÃ¤gerin beanspruchten Gesichtspunkt des Â§ 9 Abs. 3
SGB VII ergibt sich fÃ¼r die KlÃ¤gerin kein gÃ¼nstiger Ursachenzusammenhang.
Nach dem Inhalt dieser Vorschrift wird vermutet, dass infolge der versicherten
TÃ¤tigkeit eine Erkrankung verursacht worden ist.

Der Senat hat bereits erhebliche Zweifel daran, dass diese Vorschrift hier
anwendbar ist. Letztlich kann hier offen bleiben, ob die Rechtsnorm hier anwendbar
ist und als Verfahrensvorschrift im Sinne des Â§ 214 Abs. 4 SGB VII auch auf
VersicherungsfÃ¤lle vor In-Kraft-Treten des SGB VII am 01. Januar 1997
anzuwenden ist (so LSG Rheinland-Pfalz â�� L 7 U 18/97 in HVBG-Info 1998, 524;
dahingestellt im Urteil des BSG B 2 U 25/03 R).

Selbst wenn diese Vorschrift als Verfahrensvorschrift hier anwendbar wÃ¤re,
kÃ¶nnte sie der KlÃ¤gerin nicht zum Erfolg verhelfen.

Die in dieser Vorschrift geregelte Beweiserleichterung setzt voraus, dass der
Versicherte "in erhÃ¶htem MaÃ�e" der Gefahr einer der in der BeKV aufgefÃ¼hrten
Erkrankungen ausgesetzt war. Bei der Auslegung dieses unbestimmten
Rechtsbegriffs ist insbesondere die Rechtslage zu berÃ¼cksichtigen, die nach
bisherigem Recht bestand (vgl. auch LSG Rheinland-Pfalz â�� L 7 U 348/97 in HVBG-
Info 1999, 2449 â�� 2455). Eine tatsÃ¤chliche Vermutung im Sinne der Regeln des
Anscheinsbeweises fÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen Erkrankung
und BerufstÃ¤tigkeit bestand nach altem Recht nur, wenn die BK in der Anlage 1 zur
BKVO so genau definiert war, dass nach medizinischen Erkenntnissen der
vorliegenden Tatbestandsmerkmale im Regelfall ein wahrscheinlicher
Ursachenzusammenhang gegeben ist. Dies ist jedoch bei Versicherten, die die
definitionsmÃ¤Ã�igen Anforderungen der BK gemÃ¤Ã� BKVO Anlage 1 Nr. 2108
erfÃ¼llen, nicht der Fall (LSG Rheinland-Pfalz a.a.O).

Hingegen spricht â�� selbst wenn die Anwendung des Â§ 9 Abs. 3 SGB VII in
Betracht kÃ¤me -, die vorliegende medizinische Befundlage dagegen, die dort
geregelte Vermutung hier zum Tragen kommen zu lassen. Denn im Fall der
KlÃ¤gerin liegen zweifelsfrei feststellbare Anhaltspunkte vor fÃ¼r eine
auÃ�erberufliche Verursachung mit Ã¼berragender Bedeutung fÃ¼r die
bandscheibenbedingten VerÃ¤nderungen und die die Vermutung widerlegten. Dies
folgt bereits daraus, dass von lediglich altersgemÃ¤Ã�en VerÃ¤nderung und ihrem
altersgemÃ¤Ã�en Voranschreiten seit 1993 nach den Feststellungen von Prof. Dr. R
auszugehen ist. Zudem sind Ort und AusmaÃ� der VerschleiÃ�erscheinungen eben
nicht von LWS belastenden BerufstÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin geprÃ¤gt worden.

Hingegen stehen anlagebedingte Fehlbildungen fest (BeinverkÃ¼rzung rechts von
1,5 cm, Schiefstellung des Kreuzbeinplateaus), die im Laufe der Jahre eine eigene
Krankheitsdynamik ursÃ¤chlich fÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndliche Erkrankung
entwickelt haben (Mehrfachseitausbiegung der WirbelsÃ¤ule). Selbst der
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individuelle Alterungsprozess der WirbelsÃ¤ule der KlÃ¤gerin steht als
auÃ�erberufliche (Teil-)Ursache nach sÃ¤mtlichen Gutachten fest.

Des Weiteren fehlt es am Tatbestandsmerkmal des Zwangs zur Aufgabe der
schÃ¤digenden TÃ¤tigkeit. Voraussetzung fÃ¼r den Eintritt dieser BK ist, dass die
Erkrankung die Unterlassung aller TÃ¤tigkeiten herbeigefÃ¼hrt hat und diese als
Konsequenz aus dem Zwang zur Unterlassung schÃ¤digender TÃ¤tigkeiten die
Aufgabe dieser TÃ¤tigkeiten tatsÃ¤chlich erfolgt ist (BSG SozR 3-5670 Anlage 1 Nr.
2108 Nr. 2). Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall nicht erfÃ¼llt.

Nach dem Gutachten von Prof. Dr. R resultiert die BeeintrÃ¤chtigung der KlÃ¤gerin
aus der Mehrfachseitausbiegung der WirbelsÃ¤ule in deren Folge erst in der
Zwischenzeit eine BandscheibenzermÃ¼rbung durch Verwringung im
KrÃ¼mmungsscheitelbereich eingetreten ist. Entsprechend schlÃ¼ssig hat der
Gutachter ausgefÃ¼hrt, die Unterlassung der beruflichen TÃ¤tigkeit im Jahr 1995
sei nicht wesentlich verursacht worden durch eine bandscheibenbedingte
Erkrankung der LWS und soweit nicht medizinisch geboten gewesen.

Die KlÃ¤gerin ist nach allem beweislos geblieben fÃ¼r die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Voraussetzungen.

Auch unter dem Gesichtspunkt der EntschÃ¤digung fÃ¼r die Folgen eines
Arbeitsunfalls hat die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf eine Rente aus der
gesetzlichen Unfallversicherung. Insoweit wertet der Senat die ErklÃ¤rung der
Beklagten im Schriftsatz vom 24. MÃ¤rz 2005, dass die GesundheitsstÃ¶rungen der
KlÃ¤gerin auch nicht als Arbeitsunfall im Sinne der Entstehung oder der
Verschlimmerung anzuerkennen sei, als Verwaltungsakt, der in analoger
Anwendung der Â§Â§ 156, 153 Abs. 1 SGG Gegenstand des vorliegenden
Berufungsverfahrens geworden ist.

Auch dieser Verwaltungsakt ist rechtmÃ¤Ã�ig und beeintrÃ¤chtigt die KlÃ¤gerin
nicht in ihren Rechten. Die dagegen erhobene Klage war abzuweisen.

Der Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente aus der gesetzlichen Unfallversicherung
setzt wie dargelegt voraus, dass infolge eines Arbeitsunfalls die ErwerbsfÃ¤higkeit
des Verletzten um wenigstens ein FÃ¼nftel gemindert ist, Â§ 581 Abs. 1 Nr. 2 RVO.
Der Senat vermag jedoch nicht festzustellen, dass das von der KlÃ¤gerin
vorgetragene Ereignis von 1958 GesundheitsstÃ¶rungen hinterlassen hat, die heute
noch feststellbar wÃ¤ren.

Die KlÃ¤gerin macht insoweit ein Ereignis aus dem Jahre 1958 geltend und damit
einen vor dem 01. Januar 1992 eingetretenen Versicherungsfall, der der Beklagten
erst nach dem 31. Dezember 1993 bekannt geworden ist. Insoweit ist Â§ 1150 Abs.
2 Satz 1 RVO anzuwenden. Danach gelten UnfÃ¤lle und Krankheiten, die vor dem
01. Januar 1992 eingetreten sind und die nach dem im Beitrittsgebiet geltenden
Recht ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten der Sozialversicherung waren, als
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten im Sinne des Dritten Buchs (der RVO). Dies
gilt nicht fÃ¼r UnfÃ¤lle und Krankheiten, die einem ab dem 01. Januar 1991 fÃ¼r
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das Beitrittsgebiet zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der Unfallversicherung erst nach dem 31.
Dezember 1993 bekannt werden und die nach dem Dritten Buch der RVO nicht zu
entschÃ¤digen wÃ¤ren (Â§ 1150 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 RVO).

Im Ergebnis kann dahinstehen, ob hier nach dem Recht des Beitrittsgebiets oder
nach dem der RVO der von der KlÃ¤gerin geschilderte Hergang beim Umlagern
eines Patienten im Jahre 1958 als Arbeitsunfall zu bewerten ist. Es lassen sich keine
GesundheitsstÃ¶rungen feststellen, die mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf
ein solches Ereignis als wesentliche Ursache zurÃ¼ckzufÃ¼hren wÃ¤ren. Auch
insoweit gilt die im Unfallversicherungsrecht maÃ�gebliche Lehre von der
wesentlichen Bedingung. Danach ist eine Bedingung als (mit)ursÃ¤chlich
anzusehen, wenn sie im VerhÃ¤ltnis zu anderen Einzelbedingungen wegen ihrer
besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich beigetragen haben.
FÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen schÃ¤digender Einwirkung und
Erkrankung bedarf es einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme liegen keine sicher feststellbaren
UmstÃ¤nde vor, die fÃ¼r einen Zusammenhang zwischen dem Hergang des
Umlagerns und streitgegenstÃ¤ndlichen Bandscheibenbeschwerden der KlÃ¤gerin
im Bereich der LWS sprechen. Zum einen haben sowohl Dr. H als auch Prof. Dr. R in
Ã�bereinstimmung mit der unfallmedizinischen Literatur dargestellt, dass bereits
kein geeigneter Hergang sicher feststellbar ist, e H Her

der die von der KlÃ¤gerin geklagten Beschwerden verursacht haben kÃ¶nnte.
Dessen ungeachtet fehlt es an jeglichen objektivierten medizinischen
AnknÃ¼pfungstatsachen, die zeitnah zu einem Hergang aus dem Jahre 1958 fÃ¼r
eine Kausalbetrachtung zugrunde gelegt werden kÃ¶nnten trotz Beiziehung der
Originalkrankenunterlagen vom Gesundheitsamt Beeskow.

In Auswertung der gegebenen Aktenlage hat Prof. Dr. R im Einzelnen
Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass es im Jahr 1958 nicht zu einer
BandscheibenlÃ¤sion gekommen ist. Die Beurteilung steht in Ã�bereinstimmung mit
den vorhandenen Ã¤rztlichen Krankenunterlagen.

Der Senat folgt dem Gutachter, der in Anbetracht der vorliegenden Aktenlage keine
UmstÃ¤nde fÃ¼r einen Kausalzusammenhang zwischen dem Umlagern eines
Patienten im Jahre 1958 und bandscheibenbedingten Erkrankungen der KlÃ¤gerin
benennen kann.

Insoweit kommt auch eine berufsbedingte Verschlimmerung einer im Jahr 1958
eingetretenen Bandscheibenerkrankung nicht in Betracht.

Nach allem konnte das Begehren der KlÃ¤gerin unter keinem rechtlichen
Gesichtspunkt Erfolg haben.

Die Auferlegung von Verschuldenskosten beruht auf Â§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGG. Die
KlÃ¤gerin hat den Rechtsstreit fortgefÃ¼hrt, obwohl die MissbrÃ¤uchlichkeit der
Rechtsverfolgung im Verhandlungstermin vom Vorsitzenden dargelegt und auf die
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MÃ¶glichkeit der Kostenauferlegung bei FortfÃ¼hrung des Rechtsstreits
hingewiesen worden war.

Die MissbrÃ¤uchlichkeit ergibt sich aus der Weiterverfolgung trotz offensichtlicher
Aussichtslosigkeit. Von jedem Einsichtigen hÃ¤tte die Rechtsverfolgung im
vorliegenden Verfahren als vÃ¶llig aussichtslos angesehen werden mÃ¼ssen.
Sowohl fÃ¼r die in Anspruch genommene BK als auch fÃ¼r den behaupteten
Arbeitsunfall liegt nicht ein fÃ¼r die KlÃ¤gerin gÃ¼nstiges
SachverstÃ¤ndigengutachten vor. Die KlÃ¤gerin hat ihrerseits zwei Ã�rzte
vorgeschlagen, die sie nach Â§ 109 SGG begutachtet haben. Prof. Dr. R wurde von
ihr selbst als auf diesem Fachgebiet hochqualifizierter Gutachter beurteilt. Die
Erwartung der KlÃ¤gerin, der Senat mÃ¶ge ohne ein fÃ¼r sie gÃ¼nstiges Ergebnis
der Beweisaufnahme den Rechtsstreit in ihrem Sinne entscheiden, lÃ¤sst ein hohes
MaÃ� an Uneinsichtigkeit erkennen.

Die HÃ¶he der Kosten orientiert sich an Â§ 184 Abs. 2 SGG und bedarf keiner
weiteren BegrÃ¼ndung.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§193 SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 29.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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